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Dieses Buch vermittelt den Studierenden der
Polizeihochschulen und den Polizeibeamten der Praxis das
grundlegende Wissen und Verständnis des Strafprozesses.
Insbesondere das Auftreten von Polizeibeamten als Zeugen
vor Gericht und die Belehrungspflichten der Polizeibeamten
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Hinweise und der neueste Rechtsstand machen das Buch
zu einem zuverlässigen Begleiter für Praxis und Studium.
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Vorwort

Dieses Buch soll den Studierenden die notwendigen
Grundlagen vermitteln, die in der täglichen Praxis benötigt
werden.
Gleichzeitig richtet es sich an die Polizeibeamtinnen und -
beamten1, die schon länger im Dienst sind und den Bedarf
sehen, Wissen aufzufrischen bzw. sich über
Rechtsänderungen (wie etwa im Bereich der Belehrungen)
sachgerecht zu informieren.
Deshalb werden ausschließlich Themen behandelt, die in
der täglichen Praxis auftreten und bei denen aus Sicht der
Autorinnen die größten Unsicherheiten bei Polizisten
bestehen.
Die Darstellung wird gezielt übersichtlich gehalten. Die
strafprozessualen Grundlagen werden anhand einer
Vielzahl von Fällen, die in der Praxis tatsächlich
aufgetreten sind, erläutert. Schwerpunkte sind dabei die
Belehrungspflichten und das Auftreten des Polizeibeamten
vor Gericht.
Schwierige Rechtsfragen werden verständlich präsentiert,
auf umfangreiche Darstellung wissenschaftlicher Aspekte
wird gezielt verzichtet.
Das Buch bietet auch eine gute Möglichkeit, ohne größeren
Zeitaufwand ein Problem nachzuschlagen und sich zu
informieren.
Am Ende eines jeden Kapitels werden die wesentlichen
Aspekte in Merkpunkten zusammengefasst.
Wir danken Herrn Kriminalrat Andreas Lohmann für das
Lesen des Manuskripts und die Ideen und Ratschläge aus
polizeilicher Sicht. Einen herzlichen Dank auch an unseren
Lektor Tobias Durst.



Dr. Annette Marquardt
Carola Oelfke
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3.1 Gesetzliche Grundlagen
3.2 Das Aussageverweigerungsrecht aus §  55
StPO
3.3 Das Zeugnisverweigerungsrecht



3.4 Das Auskunftsverweigerungsrecht aus §  54
StPO

3.4.1 Grundsätzliches
3.5 Ausübung und Umfang des
Zeugnisverweigerungsrechts

4. Zuständigkeit für die Erteilung der
Aussagegenehmigung

4.1 Einholung der Aussagegenehmigung
4.2 Entscheidung über die
Aussagegenehmigung

4.2.1 Die allgemeine/generelle
Aussagegenehmigung per Erlass
4.2.2 Die spezielle Aussagegenehmigung

4.3 Versagung, Beschränkung und Widerruf der
Aussage genehmigung

5. Maßnahmen bei ungerechtfertigter
Aussageverweigerung
6. Die Form der Zeugenaussage
7. Die Wahrheitspflicht

7.1 Die Strafbarkeit einer falschen Aussage vor
Gericht

7.1.1 Der Normzweck
7.1.2 Die falsche uneidliche Aussage
7.1.3 Der Meineid

7.2 Ergänzende Überlegungen: Polizeiliches
Fehlverhalten vs. Wahrheitspflicht vor Gericht

7.2.1 Die verbotenen Vernehmungsmethoden
7.2.2 Das weisungsentsprechende
Fehlverhalten im  Vorfeld
7.2.3 Die Kenntnisnahme strafrechtlichen
Fehlverhaltens von Kollegen
7.2.4 Die Erwartungen an den polizeilichen
(Berufs)Zeugen
7.2.5 Zusammenfassung

8. Die Vernehmung des polizeilichen Zeugen
8.1 Angaben zur Person



8.2 Angaben zum Wohnort
8.3 Angaben zur Sache

8.3.1 Beweisthema
8.3.2 Beweiswert

8.4 Vernehmung in Abwesenheit der später zu
vernehmenden Zeugen

8.4.1 Erhaltung der Unbefangenheit des
Zeugen

8.5 Der Zeuge berichtet zunächst ohne
Unterbrechung
8.6 Das Verhör

8.6.1 Die Befragung des Zeugen
8.6.2 Der Zeuge bringt eigene Unterlagen
mit in die Verhandlung
8.6.3 Fragen der Verfahrensbeteiligten
8.6.4 Umgang mit unzulässigen Fragen  –
Beanstandung von Fragen
8.6.5 Pflicht zur Vorbereitung  – im Einzelnen
8.6.6 Grundregel
8.6.7 Lange Wartezeiten
8.6.8 Vorbereitung durch Fortbildung

9. Konfliktverteidigung  – „Störfeuer“ der
Verteidigung?

9.1 Das konfrontative Fragerecht
9.2 Die Klamauk- oder Chaosverteidigung
9.3 Die Gründe der sogenannten
Klamaukverteidigung
9.4 Die Konfliktbefragung durch den Verteidiger
9.5 Die Darstellung des Anfangsverdachts
strafbaren Verhaltens des Polizeibeamten durch
die Verteidigung
9.6 Der (richtige?) Umgang mit Konflikt-
und/oder Klamaukverteidigung

9.6.1 Warum greift gleichwohl niemand ein?
9.6.2 Wie geht man als Zeuge mit einer
solchen  Situation um?



10. Die Rechte des Zeugen vor Gericht
10.1 Das Recht auf rechtliches Gehör
10.2 Die Wahrung der Persönlichkeitsrechte des
Zeugen

10.2.1 Die Fragen zum persönlichen
Lebensbereich des Zeugen
10.2.2 Beleidigungen in der
Hauptverhandlung

10.3 Die Beanstandungen von Fragen und
Vorhalten

10.3.1 Die Entziehung der Befugnis zum
Kreuzverhör (§  241 Abs.  1, 239 StPO)
10.3.2 Die Zurückweisung von Fragen (§  241
Abs.  2 StPO)
10.3.3 Aus tatsächlichen Gründen
ungeeignete Fragen
10.3.4 Aus rechtlichen Gründen ungeeignete
Fragen

10.4 Die Wiederholungsfragen
10.5 Das eigene Beanstandungsrecht des
Zeugen

10.5.1 Die Beanstandung der Sachleitung (§ 
238 Abs.  2 StPO)
10.5.2 Das Beschwerderecht des Zeugen

10.6 Die Zeugenentschädigung
10.7 Recht auf Rechtsbeistand

10.7.1 Anwaltlicher Beistand nach Wahl
10.7.2 Anwaltlicher Beistand für den
polizeilichen  Zeugen

11. Sonderfälle
11.1 Antrag auf wörtliche Protokollierung der
Aussage des Polizei beamten
11.2 Anträge auf Belehrung gem. §  55 StPO
11.3 Antrag auf Entwaffnung des
Polizeibeamten

IV. Exkurs Revision und Berufung



1. Berufung
2. Revision
3. Checkliste zur Vorbereitung für die Vernehmung
in der Hauptverhandlung

3.1 Grundsätzlich
3.2 In der konkreten Situation  – nachdem Sie
eine Zeugen ladung erhalten haben
3.3 Am Tag der Hauptverhandlung
3.4 Vernehmung zur Person
3.5 Antrag des Verteidigers Sie als Zeuge nach
§  55 StPO zu belehren
3.6 Vernehmung zur Sache
3.7 Danach das „Frage-Antwort-Spiel“

4. Muster
4.1 Anregung gem. §§  81a, e StPO und
Formulierungs vorschlag
4.2 Anregung gem. §  81g StPO und
Formulierungsvorschlag
4.3 Anregung Durchsuchungsbeschluss gem. § 
102 StPO und Formulierungsvorschlag
4.4 Anregung Durchsuchungsbeschluss gem. § 
103 StPO und Formulierungsvorschlag
4.5 Anregung Durchsuchung zum Zwecke der
Beschlagnahme von Krankenakten des
Geschädigten und Formulierungsvorschlag
4.6 Anregung der Beschlagnahme von
Jugendamtsakten und Formulierungsvorschlag
4.7 Belehrung nach Beschlagnahme ohne
gerichtliche Anordnung und
Formulierungsvorschlag
4.8 Anregung Beschuldigtenbelehrung nach § 
136 StPO und Formulierungsvorschlag

4.8.1 Erwachsene
4.8.2 Jugendliche (Zusätzlich)

4.9 Anregung qualifizierte Belehrung und
Formulierungs vorschlag



4.10 Anregung Belehrung nach Festnahme und
Formulierungsvorschlag

4.10.1 Bei Personen unter 18  Jahren und
Formulierungsvorschlag
4.10.2 Bei Ausländern

4.11 Formulierungsvorschlag für die Belehrung
des Zeugen
4.12 Formulierungsvorschlag für die Belehrung
des neben klageberechtigten Verletzten
4.13 Belehrung des Dolmetschers/der
Dolmetscherin

Stichwortverzeichnis
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